
Beschlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

18/SVV/0814

Betreff: öffentlich

Mitgliedschaft im AFET Bundesverband für Erziehungshilfe e.V.

Erstellungsdatum 01.11.2018
Eingang 922: 01.11.2018

Einreicher: Fachbereich Kinder, Jugend und Familie 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

05.12.2018 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Beantragung der Mitgliedschaft der Landeshauptstadt Potsdam, vertreten durch die 
Fachbereichsleitung des Fachbereichs Kinder, Jugend und Familie, im AFET Bundesverband für 
Erziehungshilfe e.V.

Überweisung in den Ortsbeirat/die Ortsbeiräte: Nein
Ja, in folgende OBR:

Anhörung gemäß § 46 Abs. 1 BbgKVerf
zur Information
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Finanzielle Auswirkungen? Nein Ja

Das Formular „Darstellung der finanziellen Auswirkungen“ ist als Pflichtanlage beizufügen

Fazit Finanzielle Auswirkungen:

Der Mitgliedsbeitrag für kommunale Jugendämter beträgt bei bis zu 200.000 Einwohnern  mindestens 
80 EURO jährlich und wird durch Minderaufwendungen gedeckt.

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1 Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4
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Begründung:

Der AFET (Allgemeiner Fürsorge-Erziehungs-Tag) initiiert und begleitet die Weiterentwicklung der 
Kinder- und Jugendhilfe und insbesondere der erzieherischen Hilfen durch die Erarbeitung von 
Gesetzesvorschlägen für Bund und Länder , pädagogischen Richtlinien, fachlichen Stellungnahmen 
und Empfehlungen für die Praxis der Jugendhilfe sowie durch die Herausgabe von Arbeitshilfen und 
die Durchführung von Expertenhearings. Der Verband vernetzt die öffentlichen und freien Träger der 
Kinder- und Jugendhilfe bundesweit, um ihre Erfahrungen transparent zu machen sowie gemeinsame 
Positionen zu erarbeiten. Darüber hinaus behandelt der Verband Rechts-, Grundsatz- und 
Konzeptionsfragen erzieherischer Hilfen und nimmt Einfluss auf Ausbildung, Fortbildung und 
Berufspraxis. 

Der Verband versteht sich als Plattform für den Dialog zwischen öffentlichen und freien Trägern der 
Jugendhilfe. In diesem Sinne gewährleistet der Verband durch Fachtagungen, Fortbildungen und 
Expertenforen den Erfahrungsaustausch zwischen den Mitgliedern und verstärkt die Kommunikation 
und Kooperation zwischen öffentlichen und freien Trägern der Erziehungshilfe. 

Die Geschäftsstelle mit Sitz in Hannover gestaltet die fachliche Arbeit des Verbandes und koordiniert 
die Verbandsgremien des AFET, den Vorstand, zwei Fachausschüsse und einen Beirat. 
Die Gremien sind besetzt mit Fach- und Leitungskräften aus Ministerien, Landesjugendämtern, 
Jugendämtern, freien Trägern, Fachverbänden und Hochschulen. 
Der Verband wird durch das Bundesministerium für Familien, Senioren, Frauen, und Jugend 
gefördert. 

Zur Geschichte und Entwicklung des AFET:

1906 wurde der erste Allgemeine Fürsorge-Erziehungs-Tag (A.F.E.T) nach Breslau einberufen. 1912 
wurde der A.F.E.T. e.V. in das Vereinsregister eingetragen mit dem satzungsgemäßen Zweck „(…) 
persönliche Fühlung (…) zu schaffen und die Sache der Fürsorge-(Zwangs-)Erziehung auf jede 
Weise zu fördern“ (Satzung 5. Februar 1912). Im Laufe seines Bestehens gab der AFET Impulse zur 
Qualifizierung öffentlicher Erziehung und öffnete sich über die Einrichtungen hinaus für Dienste, 
Behörden und Verbände der Erziehungshilfe. Eine generelle Neuorientierung und Umstrukturierung 
der Hilfe für Kinder, Jugendliche und ihre Familien mündete 1990/91 in die Einführung des SGB VIII, 
damit zum Wandel von der Fürsorgeerziehung zur Erziehungshilfe, weshalb der Verband seinen 
Namen erstmals änderte. In den Folgejahren veränderten sich die Anforderungen an die Fachpraxis 
weiter gravierend. Die damit einhergehenden, sich verändernden Erfordernisse an verbandliche 
Arbeit führten zur erneuten Umstrukturierung des Verbands und zur Anpassung der Satzung an diese 
Veränderungen im Jahr 2004. Seitdem trägt In diesem Zusammenhang wurde der Name nochmals 
verändert in AFET – Bundesverband für Erziehungshilfe e.V. 

Der AFET bietet zudem seit dem Jahr 2000 den Rahmen für die bundesweiten 
Schiedsstellenkonferenz nach § 78g (1) SGB VIII, in der sich die Schiedsstellenvorsitzenden und 
Geschäftsführungen bundesweit zum fachlichen Austausch vernetzen. 
Die Mitgliedschaft ist aufgrund seiner länder-, träger- und organisationsübergreifenden Struktur breit 
gefächert. Ministerien, oberste Landesjugendbehörden und 12 Landesjugendämter sind ebenso 
Mitglieder wie über 100 örtliche Jugendämter (davon bisher 3 brandenburgische Jugendämter) und  
330 freie Träger, Trägerverbände, Fachverbände, 19 (Fach-)Hochschulen, Ausbildungsstätten, 
kommunale Spitzenverbände und Einzelmitglieder. Jährlich erscheinen mehrere fachliche 
Veröffentlichungen des AFET zur Förderung der Praxis öffentlicher und freier Träger. 
Der Mitgliedsbeitrag für kommunale Jugendämter beträgt bei bis zu 200.000 Einwohnern mindestens 
80 EURO jährlich. 
Nehmen Beschäftigte der Mitgliedskörperschaften an den Fachveranstaltungen des AFET teil, 
reduziert sich der Teilnehmerbeitrag um ca. 20 Prozent.
Mitarbeitende des Fachbereichs Kinder, Jugend und Familie nehmen regelmäßig an den 
Fachveranstaltungen des AFET teil.

Durch die Mitgliedschaft im AFET ist es möglich, in den vielfältigen Gremien mitzubestimmen, welche 
thematischen Schwerpunkte bundesweit, inhaltlich und strategisch in der Kinder- und Jugendhilfe 
diskutiert werden sollen. 

Es werden durch die Mitglieder Strategien und Positionen erarbeitet, um die Kinder- und Jugendhilfe 
effizienter zu gestalten.
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Dies fördert die fachliche Qualität im eigenen Haus und mit den freien Trägern. 

Mit der Einführung des § 79a SGB VIII sind sowohl die freien Träger als auch der öffentliche Träger 
zur Qualitätsentwicklung aufgefordert. Durch die Mitgliedschaft beim Fachverband AFET werden 
vielfältige Impulse gesetzt, die diesen gesetzlichen qualitativen Auftrag stützen und innerhalb der 
Landeshauptstadt Potsdam im Bereich der Hilfen zur Erziehung so zur Wirkung kommen.
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Darstellung der finanziellen Auswirkungen der Beschlussvorlage 

Betreff: Mitgliedschaft AFET 
_______________________________________________________________________________________________________________ 

 
1. Hat die Vorlage finanzielle Auswirkungen?  Nein  Ja 

2. Handelt es sich um eine Pflichtaufgabe?  Nein  Ja 

3. Ist die Maßnahme bereits im Haushalt enthalten?  Nein  Ja  Teilweise 

4. Die Maßnahme bezieht sich auf das Produkt Nr. 3639902 Bezeichnung: Verwaltung Jugend - 
Potsdam - zentrale und überegionale Aufgaben. 

5. Wirkung auf den Ergebnishaushalt: 

Angaben in EUro 
Ist-

Vorjahr 
lfd. Jahr  Folgejahr Folgejahr  Folgejahr Folgejahr Gesamt 

Ertrag 
laut Plan 

454.849 416.100 425.200 234.800 244.500 254.000 1.574.600 

Ertrag 
neu 

454.849 416.100 425.200 234.800 244.500 254.000 1.574.600 

Aufwand 
laut Plan 

3.835.761 4.582.000 4.599.700 4.833.800 5.057.000 5.015.100 24.087.600 

Aufwand 
neu 

3.835.761 4.582.080 4.599.780 4.833.880 5.057.080 5.015.180 24.088.000 

Saldo Ergebnishaushalt 
laut Plan 

-3.380.912 -4.165.900 -4.174.500 -4.599.000 -4.812.500 -4.761.100 -22.513.000 

Saldo Ergebnishaushalt 
neu 

-3.380.912 -4.165.980 -4.174.580 -4.599.080 -4.812.580 -4.761.180 -22.513.400 

Abweichung 
zum Planansatz 

0 -80 -80 -80 -80 -80 -400 

 
5. a Durch die Maßnahme entsteht keine Ent- oder Belastung über den Planungszeitraum hinaus bis 
      in der Höhe von insgesamt       Euro. 
 
6. Wirkung auf den investiven Finanzhaushalt: 

Angaben in Euro 
Bisher 

bereitge-
stellt 

lfd. Jahr Folgejahr Folgejahr Folgejahr Folgejahr 
Bis 

Maßnahme-  
ende 

Gesamt 

Investive Einzahlungen  
laut Plan 

        

Investive Einzahlungen 
neu 

        

Investive Auszahlungen  
laut Plan 

        

Investive Auszahlungen 
neu 

        

Saldo Finanzhaushalt  
laut Plan 

        

Saldo Finanzhaushalt  
neu 

        

Abweichung  
zum Planansatz 

        

 
7. Die Abweichung zum Planansatz wird durch das Unterprodukt Nr. 3639902 
 Bezeichnung Verwaltung Jugend - Potsdam - zentrale und überegionale Aufgaben gedeckt. 
 

8. Die Maßnahme hat künftig Auswirkungen auf den Stellenplan?  Nein  Ja 

Mit der Maßnahme ist eine Stellenreduzierung 
von         Vollzeiteinheiten verbunden. 
Diese ist bereits im Haushaltsplan berücksichtigt?  Nein  Ja 

 
9. Es besteht ein Haushaltsvorbehalt.  Nein  Ja 
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Hier können Sie weitere Ausführungen zu den finanziellen Auswirkungen darstellen (z. B. zur Herlei-
tung und Zusammensetzung der Ertrags- und Aufwandspositionen, zur Entwicklung von Fallzahlen 
oder zur Einordnung im Gesamtkontext etc.). 

 
Der Mitgliedsbeitrag für kommunale Jugendämter beträgt bei bis zu 200.000 Einwohnern  mindes-
tens 80 EURO jährlich.  

 

Anlagen: 
 Erläuterung zur Kalkulation von Aufwand, Ertrag, investive Ein- und Auszahlungen 

 (Interne Pflichtanlage!) 
 Anlage Wirtschaftlichkeitsberechnung (anlassbezogen) 
 Anlage Folgekostenberechnung (anlassbezogen) 
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